
PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF - ZWECKBESTIMMUNG 
„FEUERWEHR SOWIE ANLAGEN FÜR KIRCHLICHE, KULTURELLE, 
SOZIALE UND GESUNDHEITLICHE ZWECKE“
(§ 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB)

GOKmax.

HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXI-
MAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE (HIER A UND B WEGEN UNTERSCHIEDLICH ZULÄS-
SIGER HÖHE BAULICHER ANLAGEN)
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

DD EINZELANLAGEN, DIE DEM DENKMALSCHUTZ UNTERLIEGEN
(§ 9 ABS. 6 BAUGB)

FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN BZW. NUR 
EINGESCHRÄNKT NUTZBAR SIND (HIER: SCHUTZSTREIFEN 
VERSORGUNGSLEITUNG WASSERVERSORGUNG)
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB)

P
VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
PARK-, FEST- UND VERANSTALTUNGSPLATZ
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

BEREICH FÜR EIN- UND AUSFAHRTEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ABWASSERLEITUNG (UNTERIRDISCH); 
UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG (HIER: 
WASSERVERSORGUNG)
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

ABGRENZUNG ÜBERBAUBARER GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN

Nutzungsart -

GRZ
Höhe baulicher 

Anlagen

Bauweise -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen der 1. Änderung des Bebauungsplanes gelten u. 
a. folgende Gesetze und Verordnungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 Absatz 2 des Ge-
setzes vom 23. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226).

•	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 189).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. 
August 2025 (Amtsbl. I S. 854, 855).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 224).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 51 des Gesetzes vom 27. 
August 2025 (Amtsbl. I S. 854, 864).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDSchG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. 
2018, S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 260 
des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 
2629).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 22. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. I S. 1994), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 27. August 2025 
(Amtsbl. I S. 854, 855).

•	 Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) des 
Saarlandes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 12. November 2025 
(Amtsbl. I S. 1086).

GESETZLICHE GRUNDLAGENPLANZEICHNUNG VERFAHRENSVERMERKE

•	 Der Gemeinderat hat am __.__.____ die Einlei-
tung des Verfahrens zur 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Bei der Kirche „In der Au““ 
beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diesen Bebauungsplan zu ändern, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

	 Illingen, den __.__.____

	 ________________

Der Bürgermeister			 

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel
tungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
gelegenen Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen 
und Bezeichnungen mit dem Liegenschaftskatas-
ter übereinstimmen.

•	 Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wird gem. 
§  13a BauGB (Bebauungspläne der Innenent
wicklung) im beschleunigten Verfahren durchge-
führt. Gem. § 13a Abs. 3 und 4 BauGB wird eine 
Umweltprüfung nicht durchgeführt.

•	 Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 
__.__.____ den Entwurf gebilligt und die Veröf-
fentlichung der 1. Änderung des Bebauungspla
nes im Internet inklusive einer Auslegung be-
schlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). 

•	 Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungs
planes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil  B) sowie der Begründung, 
wurde in der Zeit vom __.__.____ bis einschließ-
lich __.__.____ im Internet veröffentlicht und 
zur Ansicht und zum Herunterladen bereitgehal-
ten (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). Zu-
sätzlich fand eine öffentliche Auslegung statt.

•	 Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung wurden mit dem Hinweis, 
dass Stellungnahmen während der Veröffentli-
chungsfrist von jedermann elektronisch per E-
Mail oder bei Bedarf schriftlich oder zur Nieder-
schrift abgegeben werden können und dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes unberücksichtigt bleiben kön-
nen, am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 

mit Schreiben vom __.__.____ von der Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung elektronisch 
benachrichtigt (§  13a BauGB i.V.m.  § 3 Abs. 2 
BauGB und §  4 Abs.  2 BauGB und § 2 Abs. 2 
BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt.

•	 Während der elektronischen Beteiligung, Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung gingen sei-
tens der Öffentlichkeit, der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der 
Nachbargemeinden Stellungnahmen ein. Die Ab-
wägung der vorgebrachten Stellungnahmen er-
folgte durch den Gemeinderat am __.__.____. 
Das Ergebnis wurde denjenigen, die Stellungnah-
men vorgebracht haben, mitgeteilt (§  3 Abs.  2 
Satz 6 BauGB). 

•	 Der Gemeinderat hat am __.__.____ die 1. Än-
derung des Bebauungsplanes als Satzung be-
schlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes besteht aus der Planzeich
nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der 
Begründung.

•	 Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wird hier-
mit als Satzung ausgefertigt.

	 Illingen, den __.__.____

	 ________________

Der Bürgermeister		

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen wor-
den.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes, bestehend aus der Plan
zeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie 
der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

	 Illingen, den __.__.____

	 ________________

Der Bürgermeister	

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. 
Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. 
Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde 
gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten 
entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der 
grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der 
digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.
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Teil A: 
Bei der Kirche „In der Au“
1. Änderung des Bebauungsplanes in der Gemeinde Illingen,  
Ortsteil Hirzweiler
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Maßstab 1:1.000 im Original
Verkleinerung ohne Maßstab

0 10 50 100

PLANGEBIET

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Bei der Kirche „In der Au““ 
ersetzt / ergänzt den Bebauungsplan lediglich durch die hier getrof-
fenen Regelungsinhalte (rot markiert). Die übrigen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes „Bei der Kirche „In der Au““ bleiben hiervon un-
berührt.
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BEBAUUNGSPLAN „BEI DER KIRCHE „IN DER AU““

Quelle: Gemeinde Illingen


